
Leitfaden zur 

Errichtung von PV-Freiflächenanlagen                                                           

im Gemeindegebiet Tiefenbach 
 

Präambel 

Der von Mitgliedern des Gemeinderats erarbeitete Leitfaden soll die Möglichkeiten 

aufzeigen, unter welchen Voraussetzungen Photovoltaik-Freiflächenanlagen (PVFA)  im 

Gemeindegebiet errichtet werden können, wobei die Bedeutung des Landschaftsbildes und 

andere Belange nicht außer Acht gelassen werden. Die erarbeiteten Kriterien sollen für die 

Mitglieder des Gemeinderats bei konkreten Anfragen oder Anträgen als Entscheidungshilfe 

dienen. Denn die Planungshoheit bleibt beim Gemeinderat. Ein Rechtsanspruch eines 

interessierten Grundbesitzers oder Investors besteht nicht. 

Eine große Rolle spielt sicherlich, dass das Gemeindegebiet landschaftlich sehr reizvoll liegt, 

was auch die fünfstufige Landschaftsbildbewertung der Landschaftsrahmenplanung von 

2012 des LfU unterstreicht. Nichtsdestotrotz wird es in Zukunft erforderlich sein, Energie aus 

PVFA zu nutzen, um sich von fossilen Energieträgern unabhängig zu machen. Solarenergie 

hat bei dem Ziel, eine klimaneutrale Energiegewinnung zu erreichen, eine Schlüsselrolle. 

Wichtig für den Gemeinderat ist, die Bevölkerung bei derartigen Vorhaben rechtzeitig mit 

einzubinden. 

Anzumerken ist, dass 

- im Gemeindegebiet Tiefenbach aktuell mehr Strom aus regenerativen Energieformen 

(2021: ca. 5 215 MWh) erzeugt als verbraucht (ca. 4 224 MWh) wird.   

- allein mittels PV-Anlagen 2021 ca. 3 774 MWh Strom erzeugt wurden.  

- aktuell keine PVFA im Gemeindegebiet existiert. 

- die Empfehlung des Landratsamtes lautet, 0,4 % der Gemeindefläche mit PVFA zu 

belegen. Umgerechnet auf das Gemeindegebiet von Tiefenbach (4580 ha) bedeutet 

dies eine Fläche von 18,32 ha. 

- für die Nutzung von PVFA vor allem Brach- und Grünflächen in Anspruch genommen 

werden sollen. 

- die Belange der Landwirtschaft - vor allem im Hinblick auf die 

Lebensmittelproduktion - nicht unberücksichtigt bleiben dürfen. 

 

Kommunaler Ansatz 

Im Gemeindegebiet von Tiefenbach gibt es noch genügend Dachflächen – sowohl auf 

privaten als auch auf öffentlichen Gebäuden -, auf denen Photovoltaikanlagen realisiert 

werden könnten. Sie sollten vorzugsweise genutzt werden. Der Netzbetreiber sollte hier 

ebenfalls seinen Beitrag leisten, um die erforderliche Anschlusskapazität zur Verfügung zu 



stellen. Nichtsdestotrotz wird sich der Gemeinderat PVFA nicht verschließen, wenn 

bestimmte Kriterien erfüllt werden. 

 

Abwägungskriterien 

Bodennutzung  

- Vorzugsweise sollen PVFA auf Grünland errichtet werden. 

- Favorisiert werden zudem bereits versiegelte oder vorbelastete Flächen. 

- Was die Nutzung von Flächen im Landschaftsschutzgebiet angeht, wird auf den 

Leitfaden des Landkreises Cham aus dem Jahr 2022 verwiesen. 

- Da ein Einfluss durch PVFA auf die Bejagbarkeit von Revieren nicht ausgeschlossen 

ist, soll zu dem Vorhaben auch der zuständige Jagdpächter gehört werden. 

 

 Regionale Wertschöpfung  

- Ein Anliegen des Gemeinderats ist es, dass nicht nur einige Wenige einen Nutzen von 

PVFA haben, sondern alle Bürgerinnen und Bürger davon finanziell profitieren. Im 

Vorfeld des Genehmigungsverfahrens wird daher Auskunft darüber erwartet, wie 

sich eine finanzielle Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger darstellen könnte. Dies 

dürfte auch zu einer höheren Akzeptanz von PVFA führen. 

- Wünschenswert wäre, dass während der gesamten Laufzeit der PVFA die 

Gewerbesteuer voll und ganz bei der Gemeinde Tiefenbach verbleibt. Dies gilt auch 

für die kommunale Abgabe gemäß § 6 EEG. Diese Forderung hat jedoch keinen 

Einfluss auf das Bauleitverfahren. 

Wiederholungsanträge 

- Der Gemeinderat weist darauf hin, dass einmal abgelehnte Vorhaben ohne neuen 

Ansatz nicht wieder beantragt werden können. 

Bauliche Gestaltung/Laufender Betrieb 

- Es ist darauf zu achten, dass die Versiegelung der Fläche so gering wie möglich 

erfolgt. 

- Der Abstand der PVFA (Paneele) zur Wohnbebauung (Gebäudeaußenwand) sollte 

mindestens 150 Meter betragen. Sind alle direkt betroffenen Grundstücksanrainer 

damit einverstanden, kann dieser Abstand verkürzt werden. Um gegebenenfalls eine 

Blendwirkung auf Wohngebäude auszuschließen, kann die Gemeinde ein 

Blendschutzgutachten einfordern.  

- Für Werbeanlagen jeglicher Art ist eine Genehmigung seitens der Gemeinde 

erforderlich. 

- Um den Eintrag von Schadstoffen in den Boden zu verhindern, sind beschädigte 

Module unverzüglich zu ersetzen. 

- Eine regelmäßige und sorgfältige Wartung der Anlage wird vorausgesetzt. 

 



Sichtbegrenzung/Emissionsschutz  

-  Um die Wahrnehmbarkeit der PVFA als Fremdkörper in der Landschaft zu 

reduzieren, ist ein entsprechender Sichtschutz zwingend erforderlich. Dieser soll 

durch einen mindestens zehn Meter breiten Grünstreifen rund um die Anlage – 

ausgenommen Zufahrten - gewährleistet werden. Verwendung finden sollten hier 

heimische, feinästige Sträucher und Büsche. Der bepflanzte Randstreifen sollte wenig 

einsichtig sein. Bereits vorhandene Brut- und Nistplätze wie Hecken, Bäume oder 

Landschaftselemente sind zu erhalten. 

- Für sensible Standorte wie Gastronomiebetriebe, Aussichtspunkte oder hoch 

frequentierte Rad- und Wanderwege kann ein erhöhter Sichtschutz gefordert 

werden. 

- Um angrenzende Feld- und Waldwege durch Überwuchs nicht zu beeinträchtigen, ist 

ein regelmäßiger Pflegeschnitt der Gehölzanpflanzungen im Rahmen der 

Verkehrssicherungspflicht durchzuführen. 

- Um den Einfluss der PVFA auf das vorhandene Landschaftsbild besser beurteilen zu 

können, ist auf Wunsch eine Visualisierung zu erstellen.  

- Bei Anordnung der Transformatoren ist darauf zu achten, dass davon für die 

Bewohner der Anrainergrundstücke keine Lärmbelästigung ausgeht. 

-  

Bauliche Fortentwicklung 

- Im Sinne der Gemeinde ist es, bauliche Fortentwicklungsmöglichkeiten (z.B. 

Ausweisung von Bau- oder Gewerbegebieten) gegenüber ein PVFA zu bevorzugen.  

 

Sonstige Regelungen 

- Die Netzanbindung für die Anlage hat über die Erdverkabelung zu erfolgen; die dafür 

benötigte Zusicherung der Einspeiseerlaubnis durch den Netzbetreiber ist 

vorzulegen. 

- Wird die PVFA stillgelegt, hat innerhalb von zwei Jahren der Rückbau fachgerecht zu 

erfolgen. Hierfür ist eine entsprechende Bürgschaft nachzuweisen. 

 

Den Leitfaden hat der Gemeinderat Tiefenbach in seiner Sitzung am 11.10.2022 beschlossen. 

 

 

  

 


